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§ 6 

Fernwärmeanschlussauftrag 

(1) Alle Gebäude, in denen Räume beheizt werden und die sich in einem Gebiet befinden, das durch 
Verordnung gemäß § 22 Abs. 9 des Steiermärkischen Raumordnungsgesetzes 2010 zu einem 
Fernwärmeanschlussbereich erklärt wurde, sind an Fernwärmesysteme anzuschließen. 

(2) Ausgenommen von der Fernwärmeanschlussverpflichtung sind Gebäude bzw. Räume in diesen 

 1. wenn deren thermischer Standard den für Neubauten geltenden Bestimmungen des § 2 der 
Steiermärkischen Energieeinsparungs- und Wärmeschutzverordnung, LGBl. 61/2008, entspricht oder 
innerhalb der Frist gemäß Abs. 5 hergestellt wird, und die Heizlast (gegebenenfalls nach erfolgter 
Sanierung) 18 Kilowatt nicht übersteigt, 

 2. mit vollständiger oder überwiegender Wohnnutzung, wenn der Quotient aus deren jährlichem 
Heizenergiebedarf und der Länge der Anschlussleitung 1400 Kilowattstunden je Meter nicht übersteigt, 

 3. welche überwiegend oder gänzlich nicht Wohnzwecken dienen, wenn der Quotient aus deren Heizlast 
und der Länge der Anschlussleitung eine Leistung von 1 Kilowatt je Meter nicht übersteigt. An Stelle 
des Nachweises über die Heizlast kann auch der Nachweis geführt werden, dass der jährliche 
Heizenergieverbrauch 1400 Kilowattstunden je Meter Anschlussleitung nicht übersteigt. 

Ferner sind von der Fernwärmeanschlussverpflichtung jedenfalls jene Gebäude bzw. Räume in diesen 
ausgenommen, deren Beheizung mit einer der folgenden Formen erfolgt: 

 4. mit einer Wärmepumpe in monovalenter Betriebsweise in bestehenden Wohngebäuden, sofern der 
thermische Standard des zu beheizenden Gebäudes den Bestimmungen des § 4 Abs. 4 der 
Durchführungsverordnung zum Steiermärkischen Wohnbauförderungsgesetz 1993, LGBl. Nr. 26/1993, 
zuletzt in der Fassung LGBl. 97/2009, entspricht oder innerhalb der Frist gemäß Abs. 5 hergestellt wird, 

 5. durch thermische Nutzung der Sonnenenergie in Kombination mit einem Langzeitspeicher, sodass 
mindestens 75 Prozent des jährlichen Raumwärmebedarfes der beheizten Räume dadurch gedeckt 
werden, 

 6. durch thermische Nutzung der Erdwärme (Geothermie) oder 

 7. durch Anlagen, die jenen Teil einer betrieblich notwendigen Prozesswärme sammeln und für Zwecke 
der Raumheizung nutzbar machen, der im wärmetechnischen Prozess selbst nicht verbraucht (Abwärme) 
und sonst ungenutzt an die Umgebung abgegeben würde. 
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(3) Die Steiermärkische Landesregierung kann durch Verordnung zusätzlich zu Abs. 2 weitere 
Ausnahmebestimmungen für neue alternative Beheizungsformen und -systeme erlassen. 

(4) Der Auftrag zur Errichtung von Fernwärmeübergabe- oder -übernahmestationen einschließlich der 
erforderlichen Leitungen und zum Anschluss an die Fernwärme ist bei Neubauten zugleich mit der 
Baubewilligung, bei Neubauten nach § 20 Z 1 zugleich mit Genehmigung der Baufreistellung und bei 
bestehenden Gebäuden in einem amtswegigen Verfahren mit Bescheid zu erlassen. 

(5) Bei bestehenden Gebäuden hat die Baubehörde den Fernwärmeanschlussauftrag spätestens nach Ablauf 
einer Frist von zehn Jahren ab dem Inkrafttreten der Verordnung gemäß Abs. 1 zu erlassen. 

(6) Der ordnungsgemäße Anschluss ist spätestens nach Ablauf einer angemessenen von der Behörde im 
Fernwärmeanschlussauftrag festzulegenden Frist, bei Neubauten jedoch spätestens bis zum Zeitpunkt des 
Ansuchens um Erteilung der Benützungsbewilligung, herzustellen. 

(7) Bei der Festlegung der Fristen nach Abs. 5 und 6 ist im Interesse einer möglichst wirkungsvollen 
Verringerung der Luftschadstoffe auf die Art der bestehenden Beheizungen, auf die Gebäudegröße und auf die 
Anzahl der in Gebäuden beheizten Wohnungen Rücksicht zu nehmen. 

(8) Rauchfanganschlüsse in Gebäuden, die an die Fernwärme anzuschließen sind, dürfen – ausgenommen 
bei einer fremdverschuldeten Unterbrechung der Fernwärmeversorgung – nicht verwendet werden. 

Anm.: in der Fassung LGBl. Nr. 13/2011 


